
zen abhängig gemacht und schließlich die Einschränkung der Rechte der Bürger im 
Strafverfahren nur auf der Grundlage der Gesetze sowie des unumgänglich Not­
wendigen erlaubt. Diese Festlegungen zeigen, daß die Verfassung als grundlegen­
des Gesetz der politischen Lebensordnung unseres Volkes zugleich das staatsrecht­
liche Fundament unseres Strafrechts und unseres Strafprozeßrechts bildet.

Die Entfaltung der sozialistischen Demokratie, die das sozialistische Strafrecht 
kennzeichnet, tritt auch als Inhalt der strafprozessualen Normen in Erscheinung. 
Sowohl das Straf- als auch das Strafverfahrensrecht dienen als Instrumente, mittels 
derer der Schutz der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsordnung und ihrer 
Bürger verwirklicht und der Strafrechtsverletzer dahin geführt wird, sich in die 
sozialistische Gesellschaft einzuordnen. Das Strafgesetzbuch und die Strafprozeß­
ordnung geben hierfür die Anleitung.

Zusammen mit dem Entwurf des Strafgesetzbuches wurde der Entwurf der Straf­
prozeßordnung im Februar und März 1967 mit den Werktätigen öffentlich disku­
tiert und gleichzeitig in allen Rechtspflegeorganen gründlich beraten. Beide Ge­
setzentwürfe standen als Sonderdruck in 35 000 Exemplaren den Teilnehmern .der 
Diskussion zur Verfügung. In den Zeitschriften Neue Justiz, Der Schöffe, Staat 
und Recht sowie in weiteren Fachzeitschriften waren die verschiedenen Abschnitte 
der Gesetzentwürfe Gegenstand vieler Artikel. Zahlreiche Aussprachen mit der Be­
völkerung über den Entwurf der Strafprozeßordnung, Diskussionen und Beratungen 
auf verschiedenster Ebene führten zu 1 600 Änderungs- und Ergänzungsvorschlä­
gen. Sie wurden in der Umarbeitung von 180 Paragraphen berücksichtigt.49

Am 12. Januar 1968 gab die Volkskammer dem Strafgesetzbuch und der Straf­
prozeßordnung ihre Zustimmung und legte im Einführungsgesetz zum Strafgesetz­
buch und zur Strafprozeßordnung der Deutschen Demokratischen Republik das 
Inkrafttreten des StGB und der StPO am 1. Juli 1968 fest.

Das am 12.1.1968 von der Volkskammer beschlossene Gesetzeswerk umfaßte ferner 
das OWG sowie das SVWG. Andere Gesetze und Verordnungen ergänzten das StGB 
und die StPO. Dazu gehören das GGG, die KKO und die SchKO, ferner das Gesetz 
über die Einweisung in stationäre Einrichtungen für psychisch Kranke vom 11. 6.1968 
(GBl. I S. 273 )und die Verordnung über die Aufgaben der örtlichen Räte und der Be­
triebe bei der Erziehung kriminell gefährdeter Bürger vom 15. 8.1968 (GBl. I S. 751).

Zugleich bestimmte § 1 EGStGB/StPO, daß die StPO von 1952, das Jugend­
gerichtsgesetz und weitere Gesetze außer Kraft treten.

Demokratische Prinzipien, die sich bereits in der Strafprozeßordnung von 1952 
bewährt hatten, fanden auch in der neuen StPO ihre Ausgestaltung. Dazu gehörte, 
daß Urteile und andere für den Ausgang eines gerichtlichen Verfahrens bedeutsame 
Entscheidungen grundsätzlich nur von einem gerichtlichen Kollegialorgan getrof­
fen werden dürfen. Jedes erstinstanzliche Urteil eines Kreis- oder Bezirksgerichts, 
eines Militär- oder Militärobergerichts kann durch Rechtsmittel angefochten wät-

M
49 Vgl. K.-H. Beyer, „Ergebnisse der Diskussion über die StPO-Entwurf", NJ, 21/1967, 

S. 675 ff.; vgl. auch H. Benjamin, „Strafgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Repu­
blik — Beitrag zu einem einheitlichen Rechtssystem", in: Das neue Strafrecht - ein 
bedeutsamer Schritt zur Festigung unseres sozialistischen Rechtsstaates, Berlin 1968, 
S. 12 ff.
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